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Wien, 17. April 2023 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Abgeordneten zum Nationalrat Mario Lindner, Kolleginnen und Kollegen haben am 

17.02.2023 unter der Nr. 14144/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage 

betreffend „Beschwerden wegen Ungleichbehandlung in Ihrem Ministerium“ gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt: 

Zu den Fragen 1 und 2: 

• In wie vielen Fällen im Jahr 2022 waren Ihr Ministerium oder nachgelagerte 

Dienststellen als Arbeitgeber wegen potentieller Ungleichbehandlung bei 

Postenbesetzungen, Einstellungen oder Kündigungen vor einem Gericht beteiligt? 

Bitte um detaillierte Auflistung nach Beschwerde- bzw. möglichem 

Diskriminierungsgrund. 

a.  In wie vielen Fällen kam es jeweils zu Verurteilungen, Freisprüchen  

  außergerichtlichen Einigungen? 

• In wie vielen Fällen im Jahr 2022 wurden Ihr Ministerium oder nachgelagerte 

Dienststellen als Arbeitgeber wegen potenzieller Ungleichbehandlung bei 

Postenbesetzungen, Einstellungen oder Kündigungen angezeigt, ohne dass eine 
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Anklage erhoben wurde? Bitte um detaillierte Auflistung nach Beschwerde- bzw. 

möglichem Diskriminierungsgrund. 

Im Jahr 2022 gab es keine Fälle, in denen es zu Anzeigen oder Beteiligungen vor einem 

Gericht im Sinne der gestellten Fragen gekommen ist. 

Zur Frage 3: 

• Wie viele der Gerichtsverfahren, in denen Ihr Ministerium oder nachgelagerte 

Dienststellen als Arbeitgeber wegen potenzieller Ungleichbehandlung bei 

Postenbesetzungen, Einstellungen oder Kündigungen vor einem Gericht zwischen 

2011 und 2022 beteiligt waren, waren zuvor Thema vor der 

Gleichbehandlungskommission des Bundes? 

In den Jahren 2011 und 2013 gab es je einen Fall im Sinne der gestellten Frage, welcher 

zuvor Thema vor der Gleichbehandlungskommission des Bundes war. 

Zu den Fragen 4 und 6: 

• Wie viele Beschwerdeverfahren vor der Gleichbehandlungskommission des Bundes 

gab es in Hinsicht auf potenzieller Ungleichbehandlung bei Postenbesetzungen, 

Einstellungen oder Kündigungen seitens Ihres Ressorts oder nachgelagerter 

Dienststellen zwischen 2011 und 2022? Bitte um detaillierte Auflistung nach Jahr und 

Beschwerde- bzw. möglichem Diskriminierungsgrund. 

• Welche konkreten Schlüsse zieht Ihr Ressort aus den Fällen vor der 

Gleichbehandlungskommission des Bundes, die im 14. Gleichbehandlungsbericht des 

Bundes 2022 (Teil II) anonymisiert veröffentlicht wurden? 

a.  Wurden insbesondere interne Maßnahmen zur besseren Prävention möglicher  

  Ungleichbehandlungen gesetzt und wenn ja, welche? 

b.  Gab es dienstrechtliche Konsequenzen in Zusammenhang mit den anonymisierten  

  Fallstudien und wenn ja, welche? 

Es darf auf die Ausführungen in den betreffenden Gleichbehandlungsberichten  

des Bundes gemäß § 12a Bundes-Gleichbehandlungsgesetz,  

BGBl. Nr. 100/1993 idgF, verwiesen werden: https://www.bundeskanzleramt.gv.at/agenda/frauen-

und-gleichstellung/gleichbehandlung/gleichbehandlungsberichte/gleichbehandlungsberichte-des-bundes.html.  

Darüber hinaus wird festgehalten, dass es im Jahr 2022 keine Beschwerdeverfahren im 

Sinne der Frage 4 gab. 
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Zudem darf auf die Beantwortung der Fragen 3 und 4 der parlamentarischen Anfrage  

Nr. 10165/J vom 9. März 2022 verwiesen werden. 

Zur Frage 5: 

• Welche Summen musste in jenen Fällen, in denen Ihr Ministerium oder nachgelagerte 

Dienststellen als Arbeitgeber wegen potenzieller Ungleichbehandlung bei 

Postenbesetzungen, Einstellungen oder Kündigungen zwischen 2011 und 2022 vor 

Gericht verurteilt wurden oder eine außergerichtliche Einigung erzielt wurde, zahlen? 

Bitte um detaillierte Auflistung nach Jahr und Beschwerde- bzw. möglichem 

Diskriminierungsgrund. 

In Beantwortung der gestellten Fragen darf auf die nachfolgende Tabelle verwiesen 

werden: 

Jahr Anzahl Beschwerde-/Diskriminierungsgrund Betrag in Euro 

2011 1 Geschlecht 30.000,00 

2013 1 Geschlecht, Alter 4.500,00 

2018 1 Weltanschauung, Alter 9.900,00 

 

Mag. Norbert Totschnig, MSc 
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